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Beschluß vom 22. Juli 2004 
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BUNDESARBEITSGERICHT

7 ABR 45/04
2 TaBV 5/04
Landesarbeitsgericht
München

Im Namen des Volkes!
Verkündet am 
25. Mai 2005

BESCHLUSS
Schiege, Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

In dem Beschlussverfahren

mit den Beteiligten 

1 .

Antragstellerin und Beschwerdeführerin,

2.

Rechtsbeschwerdeführerin,

3.

hat der Siebte Senat des Bundesarbeitsgerichts auf Grund der mündlichen Anhörung 

vom 25. Mai 2005 durch den Vizepräsidenten des Bundesarbeitsgerichts Dörner, die 

Richterin am Bundesarbeitsgericht Gräfl und den Richter am Bundesarbeitsgericht 

Krasshöfer sowie die ehrenamtlichen Richter Hökenschnieder und Wolf für Recht er­

kannt:
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Die Rechtsbeschwerde der Arbeitgeberin gegen den Beschluss 
des Landesarbeitsgerichts München vom 22. Juli 2004 
- 2 TaBV 5/04 - wird zurückgewiesen.

Von Rechts wegen!

Gründe

A. Die Beteiligten streiten darüber, ob die zu 2) beteiligte Arbeitgeberin ver­

pflichtet ist, dem antragstellenden und zu 1) beteiligten Betriebsratsmitglied die Fahrt­

kosten zu erstatten, die diesem für die Fahrten zur Betriebsratssitzung während der 

Elternzeit entstanden sind.

Die Antragstellerin ist seit Oktober 2002 Mitglied des im Betrieb N. der Arbeit­

geberin errichteten Betriebsrats. Während ihrer Elternzeit ohne Erwerbstätigkeit zog sie 

von N. nach K. um und nahm in der Zeit von Januar bis Juli 2003 an insgesamt sieben 

Betriebsratssitzungen teil. Hierzu musste sie 80 km von K. nach N. fahren. Mit Schrei­

ben vom 7. Mai 2003 und vom 22. Mai 2003 forderte die Antragstellerin die Arbeit­

geberin zur Erstattung ihrer Fahrtkosten für die Teilnahme an sechs Betriebsrats­

sitzungen iHv. jeweils 55,80 Euro je Fahrt auf. Die Arbeitgeberin lehnte eine Erstattung 

der Fahrtkosten mit Schreiben vom 23. Juni 2003 ab.

Mit ihrem am 24. September 2003 beim Arbeitsgericht eingegangenen und 

der Arbeitgeberin am 6. Oktober 2003 zugestellten Antrag hat die Antragstellerin die 

Erstattung der Fahrtkosten für die Teilnahme an den insgesamt sieben Betriebsrats­

sitzungen iHv. 390,60 Euro geltend gemacht.

Sie hat die Auffassung vertreten, sie habe einen Erstattungsanspruch nach 

§ 40 Abs. 1 BetrVG. Denn die Fahrtkosten seien durch ihre Betriebsratstätigkeit ent­

standen.

Die Antragstellerin hat beantragt,

die Antragsgegnerin wird verpflichtet, an die Antragstellerin 
390,60 Euro zuzüglich Zinsen iHv. 5 % über dem Basiszinssatz 
seit Antragstellung zu bezahlen.
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Die Arbeitgeberin hat beantragt, 

den Antrag zurückzuweisen.

Sie hat gemeint, ein Erstattungsanspruch bestehe schon dem Grunde nach 

nicht. Die Fahrtkosten seien nicht wegen der Betriebsratstätigkeit, sondern wegen der 

Elternzeit entstanden. Weiterhin hat sie die Höhe der geltend gemachten Fahrtkosten 

bestritten. Die Kosten der Deutschen Bahn zweiter Klasse von K. nach N. mit Rück­

fahrkarte betrügen ca. 24,80 Euro.

Das Arbeitsgericht hat den Antrag zurückgewiesen. Auf die Beschwerde der 

Antragstellerin hat das Landesarbeitsgericht dem Antrag teilweise stattgegeben und 

die Arbeitgeberin verpflichtet, an die Antragstellerin 173,60 Euro (24,80 Euro je Hin- 

und Rückfahrt) zuzüglich Zinsen in Höhe von 5 Prozentpunkten über dem Basiszins­

satz seit dem 6. Oktober 2003 zu zahlen. Mit der Rechtsbeschwerde verfolgt die Ar­

beitgeberin die Zurückweisung des gesamten Antrags. Die Antragstellerin beantragt 

die Zurückweisung der Rechtsbeschwerde.

B. Die Rechtsbeschwerde der Arbeitgeberin ist unbegründet. Das Landes­

arbeitsgericht hat zutreffend angenommen, dass die Arbeitgeberin nach § 40 Abs. 1 

BetrVG die wegen der Teilnahme an den Betriebsratssitzungen erforderlichen Fahrt­

kosten des antragstellenden Betriebsratsmitglieds für die Fahrten von der Wohnung 

zum Betrieb in N. zu tragen hat. Weder die Elternzeit der Antragstellerin noch ihr Um­

zug nach K. steht diesem Erstattungsanspruch entgegen. Die Erstattung verstößt auch 

nicht gegen das Begünstigungsverbot nach § 78 BetrVG.

I. Nach § 40 Abs. 1 BetrVG trägt der Arbeitgeber die durch die Tätigkeit des

Betriebsrats entstehenden Kosten. Er hat die erforderlichen Aufwendungen einzelner 

Betriebsratsmitglieder, die ihnen bei der Wahrnehmung ihrer betriebsverfassungsrecht­

lichen Aufgaben entstehen, zu erstatten (BAG 14. Februar 1996 - 7 ABR 32/95 zu B I 

der Gründe; 10. August 1994 - 7 ABR 35/93 - NZA 1995, 796 = BB 1995, 1034, zu B I 

der Gründe; 28. August 1991 - 7 ABR 46/90 - BAGE 68, 224 = AP BetrVG 1972 § 40 

Nr. 39 = EzA BetrVG 1972 § 40 Nr. 66, zu B II der Gründe). Hierzu gehören auch die 

Fahrtkosten, die das Betriebsratsmitglied zur Durchführung konkreter Betriebsratstätig­

keit aufgewendet hat (BAG 28. August 1991 - 7 ABR 46/90 - aaO, zu B II der Gründe).

1. Die Teilnahme an den Sitzungen des Betriebsrats gehört zu den gesetzlichen 

Aufgaben eines Betriebsratsmitglieds nach § 29 BetrVG (vgl. zur Teilnahme an den
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Sitzungen des Gesamtbetriebsrats: BAG 29. April 1998 - 7 ABR 42/97 - BAGE 88, 322 

= AP BetrVG 1972 § 40 Nr. 58 = EzA BetrVG 1972 § 40 Nr. 82, zu B I I4 der Gründe).

2. Entgegen der Auffassung der Arbeitgeberin entfiel diese gesetzliche Aufgabe 

für die Antragstellerin nicht deshalb, weil sie sich während der Teilnahme an den Be­

triebsratssitzungen in Elternzeit befand. Die Elternzeit eines Betriebsratsmitglieds führt 

weder zum Erlöschen der Mitgliedschaft im Betriebsrat nach § 24 BetrVG noch 

zwangsläufig zu einer zeitweiligen Verhinderung nach § 25 Abs. 1 Satz 2 BetrVG.

a) Das Betriebsratsamt eines Betriebsratsmitglieds endet nicht nach § 24 Nr. 3 

BetrVG wegen der Inanspruchnahme der Elternzeit. Denn das Arbeitsverhältnis bleibt 

bestehen. Es ruhen lediglich die beiderseitigen Hauptleistungspflichten (zum Er­

ziehungsurlaub vgl. BAG 31. Mai 1989 - 7 AZR 574/88 - AP BetrVG 1972 § 44 Nr. 9 = 

EzA BetrVG 1972 § 44 Nr. 9, zu 1 der Gründe). Ruht das Arbeitsverhältnis wegen der 

Inanspruchnahme von Elternzeit, bleibt die Zugehörigkeit zum Betriebsrat erhalten 

(ErfK/Eisemann 5. Aufl. § 24 BetrVG Rn. 6; Fitting BetrVG 22. Aufl. § 24 Rn. 13; 

DKK/Buschmann BetrVG 9. Aufl. § 24 Rn. 20).

b) Ebenso wenig endet das Betriebsratsamt gemäß § 24 Nr. 4 BetrVG wegen 

des Verlusts der Wählbarkeit. Das Betriebsratsmitglied verliert während der Elternzeit 

nicht seine Wählbarkeit nach § 8 Abs. 1 BetrVG. Das Arbeitsverhältnis besteht fort. Die 

für die Wählbarkeit erforderliche tatsächliche Beziehung zum Betrieb endet nicht des­

halb, weil der Arbeitnehmer während der Elternzeit nicht im Betrieb eingegliedert ist. 

Denn es ist eine Rückkehr in den Betrieb nach Ende der Elternzeit vorgesehen (vgl. 

BAG 16. April 2003 - 7 ABR 53/02 - BAGE 106, 64 = AP BetrVG 1972 §9  Nr. 1 = EzA 

BetrVG 2001 § 9 Nr. 1, zu I I 2 b der Gründe).

c) Ein Betriebsratsmitglied ist während der Elternzeit nicht an der Ausübung sei­

nes Betriebsratsamts iSv. § 25 Abs. 1 Satz 2 BetrVG zeitweilig verhindert. Es kann an 

den Sitzungen des Betriebsrats teilnehmen. Eine Verhinderung tritt nicht allein deshalb 

ein, weil das Betriebsratsmitglied seine Arbeitsleistung nicht erbringen kann oder hier­

zu nicht verpflichtet ist. Selbst eine krankheitsbedingte Arbeitsunfähigkeit muss nicht zu 

einer Verhinderung im Betriebsratsamt führen (BAG 15. November 1984 -2  AZR 

341/83 - BAGE 47, 201 = AP BetrVG 1972 § 25 Nr. 2 = EzA BetrVG 1972 § 102 Nr. 58, 

zu B IV 1 der Gründe). Während der Elternzeit ist ein Hinderungsgrund erst recht nicht 

ohne besondere Anhaltspunkte anzunehmen. Während der Elternzeit ist sogar eine 

Teilzeittätigkeit möglich, § 15 Abs. 4 BErzGG.
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d) Da die Antragstellerin infolge dessen mit der Teilnahme an den sieben Be­

triebsratssitzungen von Januar 2003 bis Juli 2003 ihre gesetzlichen Aufgaben wahr­

genommen hat, steht ihr dem Grunde nach ein Anspruch auf Erstattung der Fahrt­

kosten zu.

3. Zu Unrecht meint die Arbeitgeberin, die Fahrtkosten seien nicht zusätzlich 

durch die Betriebsratstätigkeit, sondern auf Grund der Elternzeit entstanden. Denn oh­

ne die Elternzeit hätte die Antragstellerin die Kosten für die Fahrten zur Arbeitsstätte 

selbst tragen müssen. Eine Erstattung verstieße deshalb gegen das Begünstigungs­

verbot.

a) Nach § 78 Satz 2 BetrVG dürfen Betriebsratsmitglieder wegen ihrer Tätigkeit 

nicht benachteiligt oder begünstigt werden. Eine Erstattung von Fahrtkosten zwischen 

Wohnung und Arbeitsstätte verstößt nur gegen den Grundsatz der Unentgeltlichkeit der 

Betriebsratstätigkeit und gegen das Begünstigungsverbot, wenn die Kosten für das 

Betriebsratsmitglied nicht zusätzlich wegen der Erledigung von Betriebsratstätigkeiten 

angefallen sind, sondern auch angefallen wären, wenn die Betriebsratstätigkeit nicht zu 

leisten gewesen wäre (BAG 28. August 1991 - 7 ABR 46/90- BAGE 68, 224 = AP 

BetrVG 1972 § 40 Nr. 39 = EzA BetrVG 1972 § 40 Nr. 66, zu B I11 der Gründe).

b) Das ist hier aber nicht der Fall. Die Antragstellerin hätte wegen ihrer Elternzeit 

nicht an den Tagen der Betriebsratssitzung im Betrieb der Arbeitgeberin erscheinen 

müssen. Während des ruhenden Arbeitsverhältnisses in der Elternzeit hat der Arbeit­

nehmer keine Arbeitspflicht. Er muss sich deshalb auch nicht am Sitz des Betriebs be­

reithalten. Ohne die Teilnahme an den Betriebsratssitzungen hätte die Antragstellerin 

nicht zum Betrieb fahren müssen. Fahrtkosten wären ihr nicht entstanden. Deshalb 

stellen die Fahrtkosten, die sie für die Fahrten zu den Betriebsratssitzungen auf­

gewendet hat, allein durch die Betriebsratstätigkeit entstandene Aufwendungen dar, 

deren Erstattung weder gegen den Grundsatz der Unentgeltlichkeit der Amtsführung 

noch gegen das Begünstigungsverbot verstößt (vgl. BAG 18. Januar 1989 - 7 ABR 

89/87 - BAGE 60, 385 = AP BetrVG 1972 § 40 Nr. 28 = EzA BetrVG 1972 § 40 Nr. 60, 

zu B I I 2 der Gründe).

4. Rechtsfehlerfrei ist auch die Würdigung des Landesarbeitsgerichts, die Fahr­

ten der Antragstellerin seien erforderlich gewesen, um die ihr obliegenden Betriebs­

ratsaufgaben wahrzunehmen.
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a) Wegen des in § 2 Abs. 1 BetrVG enthaltenen Gebots der vertrauensvollen 

Zusammenarbeit hat der Arbeitgeber nur die für eine sachgerechte Interessenwahr­

nehmung erforderlichen Kosten zu tragen (BAG 18. Januar 1989 -7  ABR 89/87- 

BAGE 60, 385 = AP BetrVG 1972 § 40 Nr. 28 = EzA BetrVG 1972 § 40 Nr. 60, zu B I11 

der Gründe). Die Würdigung des Beschwerdegerichts, ob die vom Betriebsrat oder 

einem Betriebsratsmitglied verursachten Kosten für die Wahrnehmung der gesetz­

lichen Aufgaben erforderlich waren, unterliegt in der Rechtsbeschwerdeinstanz nur 

einer eingeschränkten Nachprüfung. Bei dem Begriff der Erforderlichkeit handelt es 

sich um einen unbestimmten Rechtsbegriff, bei dessen Anwendung dem Beschwerde­

gericht ein Beurteilungsspielraum zusteht. Das kann in der Rechtsbeschwerdeinstanz 

grundsätzlich nur darauf überprüft werden, ob das Tatsachengericht den Rechtsbegriff 

selbst verkannt, Denkgesetze oder allgemeine Erfahrungssätze verletzt oder wesent­

liche Umstände bei der Würdigung übersehen hat (BAG 9. Juni 1999 - 7 ABR 66/97 - 

BAGE 92, 26, zu B I I 2 der Gründe).

b) Derartige Rechtsfehler des Landesarbeitsgerichts sind weder von der Rechts­

beschwerde aufgezeigt worden noch sonst ersichtlich. Die Arbeitgeberin wendet zu 

Unrecht ein, die Erforderlichkeit der Fahrtkosten sei deshalb nicht gegeben, weil die 

Antragstellerin von ihrer vom Betriebssitz 80 Kilometer weit entfernten Wohnung in K. 

zur Betriebsratssitzung nach N. angereist sei. Dieser Einwand betrifft nicht die Er­

forderlichkeit der Kosten, sondern deren Verhältnismäßigkeit. Die Erforderlichkeit ist 

schon deswegen nicht zweifelhaft, weil die Antragstellerin zum Ort der Betriebsrats­

sitzung anreisen musste, um ihrer Pflicht zur Teilnahme zu entsprechen.

5. Die zu erstattenden Kosten sind auch verhältnismäßig. Aus dem Grundsatz 

der Verhältnismäßigkeit ergibt sich für den Betriebsrat die Verpflichtung, den Arbeit­

geber nur mit Kosten zu belasten, die er der Sache nach für verhältnismäßig und des­

halb auch für den Arbeitgeber zumutbar halten darf. Er hat deshalb darauf bedacht zu 

sein, die durch seine Tätigkeit verursachten Kosten auf das notwendige Maß zu be­

schränken (BAG 8. Februar 1977 - 1 ABR 124/74 - AP BetrVG 1972 § 37 Nr. 26 = EzA 

BetrVG 1972 § 37 Nr. 52, zu II 3 der Gründe). Diese Pflicht gilt auch für das einzelne 

Betriebsratsmitglied. Nach den Feststellungen des Beschwerdegerichts handelt es sich 

bei den zugesprochenen Fahrtkosten um die entstandenen Kosten für die Hin- und 

Rückfahrt in der 2. Klasse mit der Deutschen Bahn. Andere kostengünstigere Fahrt­

möglichkeiten sind nicht ersichtlich.
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II. Der Zinsanspruch folgt aus § 288 Abs. 1 Satz 1, § 286 Abs. 1 Satz 2 BGB auf 

Grund der Zustellung des Antrags beim Arbeitgeber am 6. Oktober 2003. Der Kosten­

erstattungsanspruch eines Betriebsratsmitglieds nach § 40 Abs. 1 BetrVG ist nach den 

gesetzlichen Vorschriften zu verzinsen (vgl. BAG 18. Januar 1989 - 7 ABR 89/87 - 

BAGE 60, 385 = AP BetrVG 1972 § 40 Nr. 28 = EzA BetrVG 1972 § 40 Nr. 60, zu B III 
4 der Gründe).

Dörner Gräfl Krasshöfer

Hökenschnieder Wolf

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

